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Vorblatt 


Änderung des Gewerbesteuergesetzes 
wegen privater Schulen 

(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Ein Teil der privaten Schulen und privaten Bildungseinrich- 
tungen unterliegt noch der Gewerbesteuer. Das sind die Schu- 
len, die weder gemeinnützig im Sinne der Steuergesetze sind, 
noch von einem Berufsträger auf Grund eigener Fachkenntnisse 
leitend und eigenverantwortlich geführt werden. Nach dem 
Umsatzsteuergesetz sind private Ersatz- und Ergänzungsschulen 
unabhängig von den vorgenannten Voraussetzungen steuer- 
befreit. Die Antragsteller halten eine Anpassung des Gewerbe- 
steuergesetzes an die Regelung des Umsatzsteuergesetzes für 
konsequent und bildungspolitisch wünschenswert. 


B. Lösung 

Die Gewerbesteuerfreiheit für private Schulen und private 
Bildungseinrichtungen soll entsprechend der umsatzsteuerlichen 
Regelung erweitert werden. 

Knappe Mehrheit im Ausschuß. 


C. Alternativen 

Im Ausschuß haben die Mitglieder der Fraktion der SPD gegen 
den Antrag und damit für die Beibehaltung des geltenden 
Rechts gestimmt. 


D. Kosten 

Die Antragsteller schätzen, daß der Steuerausfall 1 Million DM 
jährlich nicht übersteigt. 
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— Drucksache VI/ 1844 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Huber 


Der Gesetzentwurf wurde in der 103. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 3. März 1971 an den 
Finanzausschuß und mitberatend an den Ausschuß 
für Bildung und Wissenschaft überwiesen. Der mit- 
beratende Ausschuß hat über die Vorlage am 
1. April 1971, der federführende Ausschuß am 6. und 
13. Mai 1971 beraten. 

Nach der Vorlage sollen alle Privatschulen, die 
von der Umsatzsteuer befreit sind, nunmehr auch 
von der Gewerbesteuer entlastet werden. 

Umsatzsteuerfrei sind nach § 4 Nr. 21 UStG 1967 
„die unmittelbar dem Schul- und Bildungszweck die- 
nenden Leistungen privater Schulen und anderer 
allgemeinbildender oder berufsbildender Einrichtun- 
gen, wenn sie 

a) als Ersatzschulen gemäß Artikel 7 Abs. 4 des 
Grundgesetzes staatlich genehmigt oder nach 
Landesrecht erlaubt sind oder 

b) durch eine Bescheinigung der zuständigen Lan- 
desbehörde nachweisen, daß sie auf einen Beruf 
oder eine vor einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts abzulegende Prüfung ord- 
nungsgemäß vorbereiten". 

Die meisten umsatzsteuerbefreiten Privatschulen 
sind bereits jetzt ebenfalls von der Gewerbesteuer 
befreit, nämlich immer dann, wenn entweder der 
Betrieb einer Schule als Ausübung freiberuflicher 
Tätigkeit gelten kann und der Berufsträger auf 
Grund eigener Fachkenntnisse leitend und eigen- 


j verantwortlich tätig wird oder die Schule als ge- 
I meinnützige Einrichtung anerkannt ist (§ 3 Nr. 6 
GewStG i. V. m. § 17 StAnpG). 

Die Antragsteller wollen mit der Ausdehnung der 
Gewerbesteuerbefreiung auf alle umsatzsteuerfreien 
Privatschulen und sonstigen privaten Bildungsein- 
richtungen zur Stärkung des privaten Bildungs- 
wesens beitragen. Sie gehen davon aus, daß eine 
’ Beseitigung der Leistungsbeeinträchtigung, welche 
die Gewerbesteuer darstellt, zu einem besseren Bil- 
dungsangebot führt, und sehen in dieser Maßnahme 
eine konsequente Ergänzung der 1967 reformierten 
! Umsatzsteuerregelung. 

Die Mitglieder der SPD-Fraktion haben sich im 
1 Ausschuß gegen den Antrag ausgesprochen. Sie 
wenden sich gegen eine zunehmende Kommerziali- 
! sierung des Schulwesens und halten es für geboten, 

- nur die gemeinnützigen oder zumindest fachkundig 
| und eigenverantwortlich geleiteten privaten Bil- 
dungseinrichtungen mit den öffentlichen Schulen 
| gleichzustellen. Mehr als die Hälfte der zur Zeit 
bestehenden 220 gewerbesteuerpflichtigen Privat- 
j schulen erzielt Gewinne von über 50 000 DM im 
| Jahr, ca. 30 Institute erzielen Gewinne von über 
100 000 DM. Der Gesetzentwurf stellt nicht sicher, 
daß die beabsichtigten Steuervergünstigungen ganz 
oder überwiegend den Schülern zugute komlnen, 
sondern führt statt dessen möglicherweise nur zu 
Gewinnerhöhungen. Aus diesem Grunde sollen Pri- 
vatschulen, welche Schule wie einen normalen Ge- 
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werbebetrieb betreiben, nach Auffassung der SPD- 
Abgeordneten nicht anders behandelt werden als 
andere Gewerbebetriebe. 

Der mitberatende Ausschuß für Bildung und Wis- 
senschaft hat bei Stimmenthaltung der CDU-Mitglie- 
der empfohlen, dem Gesetzentwurf nicht zuzustim- 
men. 

Der Gesetzentwurf wurde im Finanzausschuß mit 
15 Stimmen (CDU/CSU) gegen 14 Stimmen (SPD) 
bei einer Stimmenthaltung (FDP) angenommen. 


Bonn, den 19. Mai 1971 


Frau Huber 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 1844 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 19. Mai 1971 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Frau Huber 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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